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B E R ATE R ECK E

Wohnrecht oder Mietvertrag bei der Hofübergabe 
Gewisse Meinungen erachten das Wohn-
recht für die Eltern (für die abtretende Ge-
neration) wegen des heutigen Unabhängig-
keits-Dranges als überholt. Dennoch ist auf 
Bauernhöfen das Wohnrecht auch heute 
noch die deutlich meist gewählte Wohn-
form für die Eltern. Laut Artikel 11 des Bun-
desgesetzes über das bäuerliche Boden-
recht können Sie sich ein Wohnrecht ein-
räumen lassen, wenn es die Umstände auf 
dem Hof zulassen. Es bietet Ihnen für das 
Alter eine hohe Sicherheit. Für den Über-
nehmer könnte es unbehaglich werden, 
wenn es sehr lange währt oder sogar noch 
auf eine weitere Generation übertragen 
werden muss.

Das Wohnrecht ist in nur 3 Artikeln des 
ZGB (Art. 776–778) defi niert und zählt zu 
den Personal-Dienstbarkeiten. Der Grundei-
gentümer überlässt eine Wohnung zur Nut-
zung an eine oder mehrere, eindeutig be-
zeichnete Personen. Das Recht entsteht nur 

durch einen öffentlich beurkundeten Ver-
trag (Hofübergabe-Vertrag) mit einem 
Grundbucheintrag (rsp. Verfügung durch 
Testament möglich). Beim Mietvertrag ge-
nügt die «übereinstimmende Willensäusse-
rung» (ein schriftlicher oder mündlicher Ver-
trag zwischen den Beteiligten). Die gesetzli-
chen Grundlagen sind Art. 253 bis 274 des 
OR. Das Mietverhältnis kann befristet oder 
unbefristet abgeschlossen werden. Das un-
befristete Mietverhältnis ist beidseits inner-
halb von 3 Monaten kündbar (leicht zu er-
richten, keine langfristige Sicherheit).

Eine Annäherung an ein Wohnrecht ge-
lingt durch ein «befristetes» Mietverhält-
nis auf z.B. 10 Jahre oder bis auf das Able-
ben hin, inklusive einer Vormerkung im 
Grundbuch. Durch die Vormerkung hat 
auch ein neuer Eigentümer das Mietver-
hältnis zu übernehmen. Dennoch ist die 
Bindung schwächer. Im Mietrecht besteht 
etwa «aus wichtigen Gründen» eine aus-

sergewöhnliche Kündigungsmöglichkeit.
Ein Wohnrecht könnte ebenfalls weniger 

bindend ausgestaltet werden, indem es 
statt «lebenslänglich», auf eine befristete 
Dauer oder bis Ablauf des «Aktivitäts-
Alters» abgeschlossen würde. Das «Aktivi-
täts-Alter» dauert, bis die Person den Haus-
halt nicht mehr selbständig führen kann.

Das Wohnrecht steht nur den Personen 
zu, auf die es lautet. Beim Mietverhältnis 
ist etwa Untermiete bei Einverständnis des 
Vermieters möglich.

Nebenkosten wie Strom, Wasser oder 
TV-Gebühren zahlen sowohl Wohnrechts-
nehmer und Mieter selber. Beim Woh-
nungs-Unterhalt ist der Mieter hingegen 
nur für den «kleinen Unterhalt» verantwort-
lich, wie z.B. Duscheschlauch oder Kühl-
schrank-Tablar ersetzen. Dem Wohnrechts-
nehmer obliegen hingegen der «normale 
Unterhalt» inklusive gewisse Reparaturen.
Steuerlich gesehen wird beim Wohn-

rechtsnehmer der Eigenmietwert der 
Wohnung einkommensbesteuert. Es kann 
aber der zweifache landwirtschaftliche 
Eigenmietwert eingesetzt werden und die-
ser liegt üblich unter dem durch die Ämter 
festgelegten Eigenmietwert für Privatlie-
genschaften. Beim Wohnrechtsgeber 
führt es zu keiner zusätzlichen Besteue-
rung. Bei der Miete versteuert der Ver-
mieter die Mieteinnahmen. Es  muss min-
destens ein Mietzins von 50 Prozent der 
üblichen Marktmiete vereinbart werden, 
ansonsten kann eine steuerliche Aufrech-
nung erfolgen.

Ein Wohnrechtsvertrag sowie ein Miet-
vertrag können durch besondere Vereinba-
rungen ergänzt und auf die individuellen 
Verhältnisse ausgerichtet werden. Der ZBV 
kann Sie umfassend beraten.

Zürcher Bauernverband
Markus Zoller �

Mietertragsausfall 
versichern
Nicht selten werden Wohnungen oder 
ganze Gebäude vermietet. Der Mietzins 
dient als Einkommenssicherung und wird 
teils auch benötig, um Hypothekarzinsen 
zu begleichen. Nach einem grösseren 
Schaden am Gebäude durch Feuer oder 
andere Gefahren entfällt bis zur Wieder-
herstellung auch der Mietzins. Ähnliche 
Folgen entstehen auch, wenn die mit ei-
nem Wohnrecht belastete Wohnung be-
schädigt wird. Die Anspruchsberechtig-
ten des Wohnrechtes haben weiterhin 
Anrecht auf eine Bleibe. Für kleines Geld 
kann der Mietertragsausfall versichert 
werden. Somit sind auch während dem 
Wiederaufbau die Kapitalkosten oder die 
Ersatzkosten gedeckt.

ZBV Versicherungen 044 217 77 50 �
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Samstag, 10. Mai 2014 in der Markthalle 

Versteigerung ab 11.00 Uhr, Besichtigung ab 9.30 Uhr

Agenda: 
10. Mai  Zucht- &. Nutzviehauktion Rothenthurm/SZ 
21. Aug. Zucht- &. Nutzviehauktion Rothenthurm/SZ 
29. Aug. Obwaldner Zucht- & Nutzviehauktion, Giswil 
13. Sept. Alp- & Zuchtviehauktion in Morschach / SZ
24. Sept. Chommle Auktion, Gunzwil / LU (LU BVZV) 

www.vieh-zentralschweiz.ch 

Im Katalog sind 31 Braunviehkühe und 
Rinder sowie elf Jungtiere. Der mittlere 
Milchwert der Tiere beträgt 107 Punkte.  
96 % der Kühe u. Rinder sind hornlos. Sie 
stammen von den aktuellsten Stieren ab. 

Es laden ein: Schwyzer Viehvermarktungs AG & 
Gantrufer Bruno Furrer 

Kataloge bei: SViAG Rothenthurm, 041 825 00 60
oder www.bvsz.ch

Vieh aus der Zentralschweiz
Rickenbachstr. 33, 6430 Schwyz 
077 452 40 02    info@vieh-zentralschweiz.ch 

DER ZBV NIMMT STELLUNG ZUM ENTWURF DES ENTWICKLUNGSKONZEPTS GLATTRAUM RÜMLANG/OBERGLATT

Das Konzept ist unvollständig und ignoriert Entscheide 
des Zürcher Kantonsrates
Am 17. April orientierte der 
Kanton Zürich in einer Medien-
mitteilung über den Entwurf 
zum Entwicklungskonzept 
Glattraum Rümlang/Oberglatt. 
Die Öffentlichkeit nahm zur 
Kenntnis, dass das Projekt kurz 
vor dem Abschluss steht. Der 
Zürcher Bauernverband weist 
vorweg darauf hin, dass dieses 
Konzept die jüngsten gesetzli-
chen Grundlagen auf Bundes-
ebene vermissen lässt, die be-
hördenverbindlichen Bechlüsse 
des Kantonsrates zum Richtplan 
ignoriert und der Nachweis der 
Kompensation der beanspruch-
ten Fruchtfolge fl ächen nicht er-
bracht wurde.

Zu den einzelnen Vorbehalten
1. Die Teilrevision des Raumplanungs-
 gesetzes (RPG) vom 15. Juni 2012 
 und die vom Bundesrat am 2. April

 2014 festgesetzte und auf den 1. Mai 
 2014 in Kraft gesetzte Raum-
 planungsverordnung (RPV) fordern
 einen höheren Schutz der Frucht-
 folgefl ächen. Die Kantone stellen
 sicher, dass ihr Anteil am Mindest-
 umfang erhalten bleibt.

Die Flächenbilanz des Konzeptes 
 weist einen Flächenbedarf der
 Landwirtschaft von rund 80 Hekta-

ren aus. Zwischen Rümlang und 
 Oberglatt soll nahezu ein Quadrat-

kilometer landwirtschaftliche Nutz-
fl äche in das Projekt einbezogen

 werden. Die Kompensation dieser
Flächen fehlt vollständig im Konzept.
Der Zürcher Bauernverband hält

 explizit fest, dass das vorgelegte
 Entwicklungskonzept deshalb un-
 vollständig vorliegt und dadurch 
 als Ganzes zurückzuweisen ist.

2. Der Kantonsrat hat am 18. und 24.
 März 2014 die Gesamtüberprüfung

 des kantonalen Richtplanes abge-
 schlossen. Die Entscheide des Parla-
 mentes sind behördenverbindlich.
 Im Zusammenhang mit dem Glatt-
 projekt hat der Kanton Zürich 
 wesentliche Entscheide gefällt. So
 wurde mit 133 zu 37 Stimmen 
 ein Retensionsfi lterbecken für den
 Flughafen von rund 16 ha Frucht-
 folgefl ächen auf dem Gemeinde-
 gebiet Oberglatt gestrichen. Ebenso
 wird im Projekt die Glattverlegung 
 für eine allfällige Pistenverlänge-
 rung entgegen dem Kantonsratsbe-
 schluss aufrechterhalten.

Der Zürcher Bauernverband for-
 dert, dass der Kanton Zürich die 
 aktuellen Beschlüsse des Kantons-
 rates umsetzt und seine Projekt-
 unterlagen dem aktuellen Stand
 anpasst.  Es kann nicht akzeptiert 
 werden, dass infolge eines Wider-
 spruches zum Sachplan Infrastruk-
 tur Luftfahrt (SIL) ein kantonales 

 Projekt nicht auf die jüngsten 
 Entscheide im Kantonsrat ausge-
 richtet wird.

3. Die Glatt verläuft heute in einer 
 Gerinnsohlenbreite zwischen 10 
 und 16 Metern. Neu soll für die
 Glatt ein Gewässerraum von 70
 Metern und in grossen Abschnit-
 ten zwischen Rümlang und Ober-
 glatt im landwirtschaftlichen 
 Kulturland verlaufen. Die reali-
 tätsfremden Forderungen von 
 Gewässerraumausscheidungen
 haben in der ganzen Schweiz zu
 heftigen Reaktionen geführt.
 Verschiedene Standesinitiativen
 sind in den eidgenössischen Rä-
 ten hängig, sie fordern eine Revi-
 sion des Gewässerschutzgesetzes. 
 Diese Entscheide sind noch offen. 
 Der Zürcher Bauernverband ist
 über das Vorpreschen der Baudi-
 rektion mit diesem Festsetzungs-

 vorschlag irritiert und über deren
 Ausdehnung von 70 Metern Breite
 ungehalten. Solche Wunschpro-
 gramme sind nicht mehr zu ver-
 einbaren mit haushälterischem 
 Umgang mit landwirtschaftli-
 chem Kulturland.

Der immer wieder ins Feld ge-
führte Flächenbedarf bei Infra-
strukturvorhaben für ökologischen 
Ausgleich gemäss Natur- und Hei-
matschutzgesetz (NHG) ist auf allen 
politischen Ebenen wieder auf 
den Boden der Realität zurückzu-
führen und in die Schranken zu 
weisen. Das gleiche Gesetz hält 
fest, dass den schutzwürdigen land- 
und forstwirtschaftlichen Interes-
sen Rechnung zu tragen ist. Eine 
Stärkung der produktiven, land-
wirtschaftlichen Flächen hat eine 
hohe Werthaltigkeit für eine nächste 
Generation. �

Puure-Höck 2014

14. Mai, 20.00 Uhr
Gebrüder Meier Primanatura AG, 
Zürichstrasse 84, 8340 Hinwil

Programm: 20.00 Uhr, Begrüssung 
mit Betriebsrundgang; 20.50 Uhr, 
spannendes und aktuelles Gastre-
ferat; 21.30 Uhr, Verpfl egung und 
gemütliches Beisammensein.




